Name, Vorname.............................................................
Straße

   .............................................................
Ort

   .............................................................
Regierung von Oberbayern
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Maximilianstraße 39

80538 München

Einbeziehung der Startabbruchstrecken des Verkehrslandeplatzes Augsburg in die verfügbare Start-/ Landebahn
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich

Einspruch

gegen den Antrag der Augsburger Flughafengesellschaft (AFG) auf Änderung des Planfeststellungsbeschlusses vom 15.02.2002 in der Fassung von 2003 auf Einbeziehung der Startabbruchstrecken in die verfügbare Start-/ Landebahn und beantrage
Antragsabweisung

1. Durch das Gerichtsurteil des VGH Bayern von Februar 2003 wurde bestätigt, dass die anzubauenden Streifen an der Startbahn ausschließlich der Sicherheit dienen und nur zum Zweck des Startabbruchs benutzt werden dürfen. Auch von Seiten der AFG wurde immer betont dass es beim Ausbau des Flughafens nur um die Erhöhung der Sicherheit gehe. Es ist nicht hinnehmbar, dass bereits in kürzester Zeit ein neuer Antrag auf Umwidmung der Startabbruchstrecken in reguläre Start- / Landebahn gestellt wird. Dies zeigt in unverschämter Weise die Salamitaktik der AFG, Vorhaben die im Gesamtplan wohlweislich wegen des möglichen Scheiterns nicht enthalten waren danach Stückchenweise genehmigen zu lassen. Allein in 2005 wurden 3 Anträge von der AFG hinsichtlich, Aussetzung der Lärmschutzmaß​nahmen, Änderung der Be​triebsgenehmigung und jetzt Startbahnverlängerung gestellt Ich muss erhebliche Geldmittel aufwenden um mich gegen die jeweils beantragten Änderungen zu wehren und den Rechtsweg beschreiten zu können. Dies ist eine eklatante Benachteiligung als betroffener Bürger. Nach einem langwierigen Planfeststellungsverfahren erwarte ich mir einige Jahre Rechtsfrieden.
2. Durch die beantragte erhebliche Verlängerung der verfügbaren Start- und Landestrecken wird der Einsatz von größeren und damit auch lauteren Maschinen (Jets) ermöglicht. Dies bedeutet trotz aller gegenteiligen Behauptungen, möglicherweise dann doch eine erhebliche Zunahme des Lärms der in der Lärmprognose und den resultierenden Lärmpegeln  nicht enthalten ist und damit beantrage ich, den Antrag abzulehnen. 
3. Der Startpunkt im Westen rückt so nahe an den bestehenden Radweg entlang der Staatsstraße 2035 heran, dass ich als Fahrradfahrer oder Spaziergänger durch die Abgasstrahlen eines startenden, großen Jets gefährdet werde. Dies ist nicht hinnehmbar.
4. Die Stadt Augsburg hat laut Zeitungsberichten den Ausbau des Flughafens wegen fehlender Finanzmittel begraben und will trotzdem eine längere Bahn haben. Die Linienflüge ab Augsburg wurden wegen fehlender Nachfrage eingestellt. Die zur Zeit verkehrenden kleineren Maschinen (Bedarfsverkehr) benötigen keine längere Bahn. Darum ist der Antrag nicht begründet und als eine reine Vorratsplanung anzusehen.
5. Ich fordere die strickte Erfüllung aller Auflagen an die AFG die im Planfeststellungs-beschluss enthalten sind, insbesondere den Lärmschutz und die Herstellung der seitlichen Hindernisfreiheit bevor ein Antrag auf Änderung der Planfeststellung erfolgen kann. Es kann nicht sein, dass sich die AFG nur die „Rosinen“ herauspickt, der Bürger z. B. aber keine Möglichkeit hat, zum Schutze seiner Gesundheit etwa Anträge auf Lärmreduzierung zu stellen. Die schon im Mai 2005 beantragte Aussetzung der Lärmschutzmaßnahmen ist deshalb ebenfalls abzulehnen da sie dem o.g. Antrag widerspricht. Ich beantrage, die im Änderungsbescheid zur Betriebsgenehmigung enthaltene Einstufung des Platzes in Kategorie 3C ebenfalls zurückzuziehen, bis alle Auflagen erfüllt sind!
6. Ergänzungen:

Mit freundlichen Grüßen

………………………………          …………………………………     ………………………………
